Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/683 


Der Bundesminister 53 Bonn-Bad Godesberg, den 20. April 1970 

für Städtebau und Wohnungswesen 
I A 2 - R 07 - 4/2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Sicherung des Kundengeldes bei Betreuungsbauten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Dr. Hau- 
ser (Sasbach), Dr. Riedl (München), Geisenhofer und 
Genossen 

- Drucksache VI/404 - 


Die Verfasser der Kleinen Anfrage haben folgendes festge- 
stellt: 


Immer wieder geraten Bauträger, die weitgehend mit den Gel- 
dern ihrer Kunden Grundstücke erwerben und Eigenheime und 
Eigentumswohnungen erstellen, in Vergleidi oder in Konkurs, 
ohne daß die Kunden diese Objekte erworben haben und als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen worden sind. Die 
Kunden verlieren dann ihre oft in langen Jahren angesparte und 
dem Bauträger voller Vertrauen übergebene Anzahlung, weil 
diese - trotz Eintragung einer Auflassungsvormerkung im Grund- 
buch - gegen die bevorrechtigten Gläubiger nicht hinreichend 
gesichert ist. 


Sie haben dazu Fragen gestellt, die ich für die Bundesregie- 
rung wie folgt beantworte: 

1. Wieviel Fälle dieser Art sind der Bundesregierung aus den 
letzten Jahren bekannt? 

Die für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
Minister (Senatoren) der Länder habe ich nach der Zahl der 
Vergleichs- und Konkursverfahren von Baubetreuungsunter- 
nehmen gefragt. Den Ländern liegen genaue Unterlagen über 
die Zahl der Vergleichs- und Konkursverfahren nicht vor. 
Vergleichsverfahren werden nicht erfaßt. Konkursverfahren 
laufen erfahrungsgemäß über Jahre hinweg, so daß eine ge- 
naue Antwort insoweit nicht gegeben werden kann. Mit diesen 
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Einschränkungen haben die Länder über die in den letzten 
drei Jahren eröffneten Konkursverfahren von Wohnungsbau- 
trägern nachstehende Angaben gemacht: 

eröffnete Konkursverfahren 

4 

4 bis 5 
keine 
keine 

8 (Angaben des Amtsgerichts) 
einige wenige 

9 

5 und je 1 Vergleichsverfahren 
bzw. Zwangsversteigerungs- 
verfahren 

1 
1 
1 

2. In welchem Umfang haben Kunden von Bauträgern in dieser 
Art ganz oder teilweise ihre Anzahlung verloren? 

Auch diese Frage habe ich den zuständigen Länderressorts 
gestellt. Sie kann mangels entsprechender Unterlagen von den 
Ländern ebenfalls nicht verbindlich beantwortet werden. Die 
Ausfälle der Bauinteressenten bei Vermögensverfall des Bau- 
trägerunternehmens dürften aber nicht unbeträchtlich sein. 
Die Bauherren haben bei Errichtung von Eigenheimen oder 
Eigentumswohnungen an die Unternehmen in der Regel An- 
zahlungen in Höhe des zu investierenden Eigenkapitals zu lei- 
sten. Das dürfte im Einzelfall bei 25 000 DM und darüber lie- 
gen. Bei Vermögensverfall des Baubetreuungsunternehmens 
gehen die Einzahlungen regelmäßig verloren, weil die Beträge 
für die Finanzierung der letzten Kosten eingesetzt werden? 
dafür ist eine ausreichende grundbuchliche Sicherheit ihrem 
Wesen nach nicht möglich. Jedenfalls sind nur wenige Fälle 
bekanntgeworden, in denen ein Verlust der eingezahlten 
Geldbeträge vermieden und eine Eigentumsübertragung des 
Eigenheimes oder der Eigentumswohnung ohne erhebliche Zu- 
zahlung erreicht werden konnte. 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im Betreuungs- 
bau die Anzahlung der Kunden rechtlich besser gesichert 
werden muß als es bisher der Fall war? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Bewerber für 
Eigenheime und Eigentumswohnungen im Betreuungsbau bes- 
ser gesichert werden sollten. 
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4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um dafür 
Sorge zu tragen? 

a) Erwägt die Bundesregierung die Bauträger von Betreu- 
ungsbauten gesetzlich zu verpflichten, ein angemessenes 
Eigenkapital nachzuweisen? 

b) Ist die Bundesregierung der Meinung, daß alle Bauträger 
von Betreuungsbauten gesetzlich verpflichtet werden soll- 
ten, für diese Fälle eine Vermögenschadenhaftpflichtver- 
sicherung abzuschließen? 

c) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Bauträger von 
Betreuungsbauten wie die Wirtschaftsprüfer durch Gesetz 
verpflichtet werden sollen, sich einem Prüfungsverband 
anzuschließen? 

Zu a) 

Es ist wünschenswert, daß das Eigenkapital vom Wohnungs- 
betreuungsunternehmen in angemessenem Verhältnis zum 
Umfang des Geschäftsbetriebes und zu den Risiken des im 
Einzelfall übernommenen Geschäftes steht. 

Solche Regelungen sind in einzelnen Gesetzen bereits vorhan- 
den. Für Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haftung wird ein 
bestimmtes Kapital verlangt (§§ 7, 278 AktG, § 5 GmbHG). 
Nach § 3 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes ist für ge- 
meinnützige Wohnungsunternehmen eine Mindestkapitalaus- 
stattung erforderlich. 

Darüber hinaus läßt sich eine Verpflichtung zur Ansammlung 
und Ausweisung eines angemessenen Eigenkapitals nur 
schwerlich durch Gesetz regeln. Die Frage, welches Eigenkapital 
für ein wohnungswirtschaftliches Unternehmen „angemessen" 
ist, läßt sich ebenfalls nicht verbindlich festlegen. Dafür gibt 
es keine generelle Regel. Die Art der wohnungswirtschaft- 
lichen Geschäfte ist zwar abgrenzbar. Das geschäftliche Risiko 
ist jedoch nach Ort, Umfang, Art und Finanzierungsweise des 
Bauvorhabens, nach dem als Bewerber angesprochenen Per- 
sonenkreis, nach den zur Durchführung des Bauvorhabens ein- 
geschalteten Bauunternehmen usw. verschieden. Die Forde- 
rung nach Bereitstellung eines angemessenen Eigenkapitals 
würde damit eine ständige Überprüfung des jeweiligen Unter- 
nehmens notwendig machen. Die Praxis hat vielfach gezeigt, 
daß das Anfangskapital wohnungswirtschaftlicher Unterneh- 
men ausreichte, erste Aufgaben zu übernehmen, in der Folge- 
zeit übernommene größere Bauvorhaben dann aber von dem 
vorhandenen Eigenkapital nicht mehr abgedeckt werden konn- 
ten. 

Zu b) 

Die Einführung einer Versicherungspflicht, wie sie bereits in 
einer Anzahl von Fällen - auch außerhalb des Kraftfahrzeug- 
haftpflichtrechts - besteht, stellt einen Eingriff des Gesetzge- 
bers in die eigenverantwortliche Vorsorge des Staatsbürgers 
dar. Ein solcher gesetzlicher Eingriff ist nur dann zu recht- 
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fertigen, wenn die Allgemeinheit durch einen seiner Natur nach 
besonders gefahrbringenden und schadengeneigten Vorgang in 
einer Weise gefährdet wird, die das übliche und erträgliche 
Ausmaß erheblich übersteigt und man ihm nicht durch ge- 
eignete Absicherungsmaßnahmen Vorbeugen kann. Für die 
gesetzliche Begründung einer Pflichtversicherung von Bauträ- 
gern liegt bei Anwendung dieser Grundsätze kein hinreichen- 
der Grund vor. 

Darüber hinaus ist der Gedanke, Baubetreuungsunternehmen 
zu verpflichten, eine Vermögenschadenhaftpflichtversicherung 
abzuschließen, kaum zu verwirklichen. Er würde das Risiko 
einer falschen Geschäftspolitik des Wohnungsbauunterneh- 
mens auf die Versicherungsunternehmen verlagern mit der 
Folge, daß die Versicherungsunternehmen für die Übernahme 
dieser Haftpflichtversicherung sehr hohe Prämien erheben 
müßten. Das würde aber die Bauvorhaben wesentlich verteu- 
ern. Auch würde es daneben unter Umständen für die Ver- 
sicherungsunternehmen notwendig werden, Einfluß auf die 
Geschäftspolitik des Betreuungsunternehmens zu nehmen. 

Zu c) 

Die Frage der Einführung einer allgemeinen Prüfungspflicht für 
wohnungswirtschaftliche Unternehmen ist bereits mehrfach er- 
örtert worden. So wurde die Frage in der Fragestunde am 
11. März 1968 (158. Sitzung des Deutschen Bundestages) be- 
handelt. 

Nach geltendem Recht sind eine Reihe von Unternehmen auf- 
grund ihrer Rechtsform prüfungspflichtig. So sind die Genos- 
senschaften und die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
nach dem Genossenschafts- oder dem Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetz verpflichtet, einem Prüfungsverband anzugehören. 
Andere Wohnungsbaubetreuungsunternehmen, die im Bereich 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues tätig wer- 
den, sind bei der Zulassung nach § 37 des II. Wohnungsbau- 
gesetzes auf ihre Eignung zu prüfen. Weiter unterliegen Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien generell 
einer Pflichtprüfnug (§§ 162, 278 AktG). 

Wie bereits in der Beantwortung der Mündlichen Anfrage 
damals ausgeführt, würde die Einführung einer allgemeinen 
Staatsaufsicht für alle Wohnungsbetreuungsunternehmen mit 
den Grundsätzen unserer Wirtschaftsverfassung nur schwer in 
Einklang zu bringen sein. Dasselbe gilt nach Auffassung der 
Bundesregierung auch für die angesprochene Verpflichtung, 
einem Prüfungsverband anzugehören. Nach alledem vertritt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß Bauträger von Be- 
treuungsbauten durch Gesetz nicht generell verpflichtet wer- 
den sollten, sich einem Prüfungsverband anzuschließen oder 
einer Staatsaufsicht zu unterwerfen. 
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Von einem Land ist angeregt worden, durch Änderung der 
Gewerbeordnung etwa Vorschriften über die Zulassung ge- 
werbsmäßig arbeitender Baubetreuungsunternehmen (und 
Grundstücksmakler) zu erlassen. Diese Anregung ist an das 
zuständige Bundesministerium weitergegeben. 

5. Welche Initiativen wird die Bundesregierung ergreifen? 

Die Möglichkeiten einer besseren Sicherung von Eigenheim- 
und Eigentumswohnungsbewerbern hat die Bundesregierung 
über das zu 4. Gesagte hinaus erneut eingehend geprüft. Auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts dürften gesetzgeberische 
Maßnahmen nicht in Betracht kommen. Vorschriften, die dar- 
auf abzielen, dinglich gesicherte Gläubiger hinter grundbuch- 
lich nicht oder nur nachrangig gesicherte Bewerber auf ein 
Eigenheim oder eine Eigentumswohnung zurücktreten zu lassen, 
sind nicht möglich. Sie würden dem Wesen und Zweck der 
dinglichen Sicherung widersprechen. Eine derartige Änderung 
würde mit Sicherheit dazu führen, daß Kredite entweder nicht 
mehr zur Verfügung gestellt werden oder aber andere, zusätz- 
liche Sicherungen (diese aber wiederum zu Lasten der anderen 
Gläubiger: hier insbesondere der Käufer) gegeben werden 
müßten. Damit ist keine Besserstellung der Käufer von Eigen- 
heimen und Eigentumswohnungen zu erreichen. 

Die vorgekommenen wirtschaftlichen Zusammenbrüche von 
Wohnungsbaubetreuungsunternehmen machen es hingegen 
dringend erforderlich, unter den Interessenten für Eigenheime 
und Eigentumswohnungen eine verstärkte Aufklärungsarbeit 
zu leisten. Die in der Öffentlichkeit bekanntgewordenen Zu- 
sammenbrüche zeigen, daß die Interessenten für derartige Bau- 
vorhaben oft ohne jede Prüfung des Unternehmens und seiner 
Bonität, ohne Beratung und auch ohne Bereitstellung geeigne- 
ter Sicherheiten erhebliche Barbeträge hergegeben haben. In- 
teressenten von Eigenheimen und Eigentumswohnungen ist in 
jedem Falle zu empfehlen, Auskünfte über die Bonität der von 
ihnen angesprochenen Baubetreuungsunternehmen einzuholen. 
Darüber hinaus ist es angebracht, von dem angesprochenen 
Baubetreuungsunternehmen u. U. Bürgschafts- oder Garantie- 
erklärungen, die ein Einstehen eines Dritten für die ordnungs- 
gemäße Erfüllung der übernommenen Betreuungsaufgabe zum 
Inhalt haben, anzufordern. Ein solches Verfahren ist insbeson- 
dere bei Einschaltung von Zwischenfinanzierungsinstituten 
denkbar. Diese Institute sollten das vom Eigenheim- und Eigen- 
tumswohnungsinteressenten zur Verfügung gestellte Eigen- 
kapital zur Rückzahlung verbürgen. 

Die Bundesregierung wird sich der erforderlichen Aufklärung 
der Öffentlichkeit in verstärktem Maße annehmen. 


Dr. Lauritzen 
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